











Institut de hautes études internationales et du développement
Printed version
Date of publication: 1 décembre 1989




« IV. Entwicklungszusammenarbeit », Schweizerisches Jahrbuch für Entwicklungspolitik [Online], 8 | 1989,
Online erschienen am: 18 März 2013, abgerufen am 08 September 2020. URL : http://
journals.openedition.org/sjep/1121  ; DOI : https://doi.org/10.4000/sjep.1121 
© The Graduate Institute
JAHRESÜBERSICHT 93 
IV. Entwicklungszusammenarbeit 
1. Öffentliche Entwicklungszusammenarbeit 1987 
Übersicht 
Die öffentliche Entwicklungshilfe der Schweiz betrug 1987 insgesamt 767 Millio-
nen Franken, gegenüber 718 Millionen Franken im Jahre 1986. Die Aufteilung in 
bilaterale Hilfe (75 Prozent) und multilaterale Hilfe (25 Prozent) entspricht der 
Gliederung der vorangegangenen Jahre. Der Bund finanzierte 753,5 Millionen 
Franken der Aufwendungen und die Kantone und Gemeinden zusammen 13 
Millionen Franken. Der Anteil der Entwicklungshilfe an den Gesamtausgaben 
des Bundes beträgt 3,2 Prozent; am Bruttosozialprodukt gemessen sind dies 
0,29 Prozent, womit die Schweiz nach wie vor unter dem Durchschnitt der DAC-
Mitgliedsländer (1) von 0,34 Prozent (1987) liegt. Budget- und Finanzplanung 
des Bundes für die Jahre 1989 und 1990 sehen einen Anstieg auf 0,31 bzw. 
0,32 Prozent vor. 
Die gesamten Aufwendungen der Entwicklungshilfe erfolgen in Form von Ge-
schenken. Finanziert werden die verschiedenen Massnahmen durch folgende 
Rahmenkredite: 
— Rahmenkredit betreffend die Weiterführung der technischen Zusammenar-
beit und der Finanzhilfe für die Jahre 1988 bis 1990 in der Höhe von 2,1 Milliar-
den Franken. Dieser Rahmenkredit löst den vorangegangenen Kredit von 1,8 
Milliarden Franken ab. 
— Rahmenkredit betreffend die Weiterführung der internationalen humanitären 
Hilfe von 440 Millionen Franken, am 1. Juli 1985 in Kraft getreten für drei Jahre. 
Dieser Kredit wird 1989 durch einen neuen Rahmenkredit in der Höhe von 530 
Millionen Franken abgelöst. 
94 JAHRBUCH SCHWEIZ-DRITTE WELT 1989 
— Rahmenkredit zur Weiterführung der Finanzierung von wirtschafte- und han-
delspolitischen Massnahmen in der Höhe von 430 Millionen Franken, in Kraft 
getreten im Januar 1987 für eine Mindestlaufzeit von ebenfalls drei Jahren. 
— Rahmenkredit für die Beteiligung der Schweiz am Kapital der regionalen Ent-
wicklungsbanken sowie den Beitritt zur Multilateralen Investitionsgarantieagen-
tur (MIGA) in Höhe von insgesamt 680 Millionen Franken, wobei rund 50 Millio-
nen Franken einzahlbar sind, der Rest stellt Garantiekapital dar. 650 der 680 
Millionen Franken betreffen die regionalen Entwicklungsbanken und 30 Millio-
nen Franken die MIGA (davon sind 6 Millionen Franken einzahlbar). (Dieser 
Rahmenkredit wurde im Jahrbuch 1987/88 S. 77 ff und S. 194 ff ausführlich be-
handelt.) 
Die Direktion für Entwicklungszusammenarbeit und humanitäre Hilfe (DEH) des 
Departementes für auswärtige Angelegenheiten verwendete 661,3 Millionen 
Franken oder 86,3 Prozent der Entwicklungshilfeausgaben des Bundes für 
Massnahmen der technischen Zusammenarbeit, der Finanzhilfe und der huma-
nitären Hilfe. Das Bundesamt für Aussenwirtschaft betreut die wirtschafts- und 
handelspolitischen Massnahmen und verwendete 67,8 Millionen Franken oder 
8,8 Prozent der Gesamthilfe des Bundes. Das Bundesamt für Bildung und Wis-
senschaft des Departementes des Innern betreut in erster Linie Stipendien und 
verwendete 3,4 Millionen Franken. Für die Verwaltung wurden 18,4 Millionen 
Franken ausgegeben. Aus Rückzahlungen früherer Darlehen flossen 5 Millionen 
Franken in die Bundeskasse zurück. 
Die öffentliche Entwicklungshilfe gliedert sich in bilaterale und multilaterale Zu-
sammenarbeit, wobei die bilaterale Hilfe rund drei Viertel und die multilaterale 
rund ein Viertel ausmacht. Tabelle 12 (S.95) zeigt die Aufgliederung der letzten 
drei Jahre. 
Die in den Statistiken des Bundes ausgewiesene Aufteilung zwischen bi- und 
multilateraler Hilfe ist nicht unbestritten. So kritisiert die Arbeitsgemeinschaft der 
Hilfswerke seit einiger Zeit, dass die Kofinanzierungen an die Weltbanktochter 
IDA beispielsweise als bilaterale Hilfe ausgewiesen werden, in ihrer Durchfüh-
rung jedoch multilateral abliefen. Die Kofinanzierungen mit der IDA machen 
einen bedeutenden Teil der Entwicklungshilfe aus (1986: 56,7 Millionen Fran-
ken, 1987: 73,5 Millionen Franken); von der Art der Durchführung her sei der 
Anteil der multilateralen Hilfe in der schweizerischen Entwicklungszusammenar-
beit in Realität grösser als statistisch ausgewiesen. Die multilaterale Hilfe wird 
nicht grundsätzlich in Frage gestellt. Die Arbeitsgemeinschaft kritisiert aber, 
dass bisher noch kein Konzept für diese Hilfsform ausgearbeitet worden sei und 
dass somit eine Kontrolle schwierig sei. 
Die einzelnen Gebiete der Entwicklungszusammenarbeit umfassen in der Regel 
bilaterale und multilaterale Massnahmen. 
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Tabelle Nr. 12 
Öffentliche Entwicklungshilfe 
1987 1986 
bilateral multl- Total 
lateral 
Mio Fr. Mio Fr. Mio Fr. % 
Total 








Rückzahlung von Darlehen 
246 89 335 43 
131 59 190 25 
68 — 68 9 
33 22 55 7 
88 10 98 13 
18 8 26 4 







- 8 — 
Total APD 579 188 767* 100 718 100 
In Prozenten des BSP 0.29 0.28 
* Provisorische Angaben 
Quelle: Jahresbericht DEH/BAWI, 1987 
DAC-Examen 
Der Entwicklungshilfeausschuss der OECD (DAC) überprüft alle zwei Jahre die 
schweizerischen Entwicklungshilfesanstrengungen. Im Berichtsjahr wurden die 
Aufwendungen im Jahre 1986 analysiert. Der Anteil der öffentlichen Entwick-
lungshilfe am BSP von 0,30 Prozent wurde als gering eingestuft und die 
Schweiz angehalten, ihre Entwicklungshilfe auszudehnen und auf ein Mass zu 
erhöhen, das der wirtschaftlichen Bedeutung der Schweiz und ihrer Rolle in den 
internationalen Wirtschaftsbeziehungen besser gerecht werde. 
Es ist hier anzumerken, dass der von der OECD berechnete Anteil der Entwick-
lungshilfe am BSP mit 0,30 Prozent höher ist als der vom Bund ausgewiesene 
Anteil (0,29%). Die Differenz erklärt sich aus der unterschiedlichen Verbuchung 
der «Notes» (Schuldanerkennungen), welche die Schweiz erst zum Zeitpunkt 
der effektiven Auszahlung bucht, während die OECD diese bereits bei deren 
Emission angibt. 
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Der Ausschuss lobte die Qualität der Hilfe und die Tatsache, dass mit der Um-
wandlung der Bundestranche bei den Mischkrediten von Darlehen in Ge-
schenke nun die gesamte öffentliche Hilfe in Form von Geschenken vergeben 
werde. 
2. Bilaterale Hilfe 
Der Hauptteil der schweizerischen öffentlichen Entwicklungshilfe erfolgt in Form 
von bilateralen Massnahmen; 1987 wurden 579 Millionen Franken oder 75,5 
Prozent der Gesamtaufwendungen für diese Form der Hilfe verwendet. In dieser 
Zahl sind sämtliche bilateralen Aufwendungen der technischen Zusammenar-
beit, der Finanzhilfe, der wirtschafts- und handelspolitischen Massnahmen so-
wie der humanitären Hilfe, inklusive Nahrungsmittelhilfe, enthalten. Die bilate-
rale Hilfe ist in der Schweiz besser verankert als die multilaterale Zusammenar-
beit. Der direkte Kontakt mit dem Partnerland ist wichtig. 
Aufteilung nach Einkommensstand 
Die Gruppe der am wenigsten entwickelten Länder (LLDC) (2) erhielt 1987 144 
Millionen Franken oder 25 Prozent de r Hilfe, w a s e inen Rückgang gegenüber 
dem Vorjahr bedeutet, als noch 199 Millionen Franken oder 37 Prozent der Hilfe 
an diese Ländergruppe erteilt wurden. 224 Millionen Franken oder 39 Prozent 
der Hilfe flossen an die Gruppe der anderen armen Länder (BSP pro Kopf unter 
800 Dollar) und 63 Millionen oder 11 Prozent an Länder mit mittlerem Einkom-
men (BSP pro Kopf über 800 Dollar). 
Aufteilung nach Regionen 
Die bilaterale Hilfe — ohne humanitäre Hilfe — verteilte sich 1987 wie folgt auf 
die Kontinente: Afrika 46,2 Prozent, Asien 24,4 Prozent, Lateinamerika 19,3 
Prozent. (Siehe Tabelle 3.3.A im statistischen Teil). 
Eine Schwerpunktregion der bilateralen Hilfe bilden die Länder Afrikas, wo Mo-
sambik (20,4 Millionen Franken), Senegal (17,4), Madagaskar (15,1), Tansania 
(13,7), Mali (13,3), Ruanda (12,5) am meisten Hilfe erhielten. 
Hauptempfängerländer unter den asiatischen Entwicklungsländern waren 1987 
Indien mit 28,9 Millionen Franken, gefolgt von Pakistan (15,5), Nepal (13,2), In-
donesien (10,6) und Sri Lanka (5,2). 
Unter den lateinamerikanischen Entwicklungsländern erhielt Bolivien 23,9 Mil-
lionen Franken bilaterale Entwicklungshilfe; es folgen Peru (11,2), Honduras 
(9,4) und Haiti (4,3). 
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(Die Hauptempfängerländer der bilateralen schweizerischen Entwicklungszu-
sammenarbeit, sowie weitere Angaben über Umfang und Art der Hilfe, sind im 
statistischen Teil dieses Jahrbuches aufgeführt). 
Aufteilung nach Sektoren 
Landwirtschaft und Forstwirtschaft bilden Immer noch ein Schwergewicht der bi-
lateralen Entwicklungszusammenarbeit. In ihrem Jahresbericht vergleicht die 
DEH die sektorielle Aufteilung von 1987 mit 1978. Aus Tabelle 13 wird ersicht-
lich, dass die Gliederung der Gelder nach Sektoren in den letzten zehn Jahren 
in etwa gleich geblieben ist. 
Tabelle Nr. 13 
Sektorielle Verteilung der bilateralen Entwicklungszusammenarbeit 
1978 1987 



















Quelle: Jahresbericht DEH/BAWI, 1987 
3. Technische Zusammenarbeit und Finanzhilfe 
Die technische Zusammenarbeit und Finanzhilfe hat zum Ziel, in den Entwick-
lungsländern das Wissen und Können auf technischem Gebiet zu steigern und 
die Fähigkeit zu verbessern, die Produktionsfaktoren rationeller einzusetzen. 
Die Massnahmen sind technische Projekte und Programme. Finanzhilfe wird zu 
Investitionszwecken in verschiedenen Bereichen gewährt oder fliesst oft in Sek-
tor- und Strukturanpassungsprogramme. Die Finanzhilfe ist häufig von techni-
scher Zusammenarbeit begleitet. 
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Diese Form der Hilfe umfasst bilaterale und multilaterale Massnahmen. 1987 
gliederten sich die Gesamtaufwendungen für technische Zusammenarbeit in 
Höhe von 335 Millionen Franken in 246 Millionen Franken für bilaterale und 89 
Millionen Franken für multilaterale Massnahmen. Bei der Finanzhilfe war die 
Aufteilung 131 Millionen für bilaterale und 59 Millionen für multilaterale Aufwen-
dungen. 
Aus diesen beiden Hauptzweigen der öffentlichen Entwicklungshilfe der 
Schweiz (zusammen 68 Prozent) werden in erster Linie Projekte und Pro-
gramme finanziert, die den ärmsten Entwicklungsländern und den am meisten 
benachteiligten Bevölkerungsgruppen zugute kommen. 
1987 führte der Bund für 125,5 Millionen Franken (34,6%) Aktionen der bilatera-
len technischen Zusammenarbeit selber durch — Ausführungsorgan ist die 
DEH; 20,1 Prozent der Mittel vergab er in Regie und 12,1 Prozent für bestimmte 
Aktionen an private schweizerische Institutionen. 33,2 Prozent der Mittel waren 
Beiträge an internationale Organisationen für bestimmte Aktionen. 
305 Stipendiaten aus Afrika (66 %), Asien (16%), Lateinamerika (11%) und Eu-
ropa (7%) erhielten Unterstützung für ihre Ausbildung in Höhe von insgesamt 
3,4 Millionen Franken. 
4. Wirtschafts- und handelspolitische Massnahmen 
Im Sinne einer umfassenden Entwicklungszusammenarbeit führt die Schweiz 
auch Massnahmen zur besseren Eingliederung der Entwicklungsländer in das 
Welthandelssystem durch. Der Bundesrat weist bereits in einem Bericht von 
1975 zum Entwurf des geltenden Bundesgesetzes über die internationale Ent-
wicklungszusammenarbeit auf die Notwendigkeit hin, mit den Entwick-
lungsländern Wirtschaftsbeziehungen zu pflegen und so ihre Eingliederung in 
die Weltwirtschaft zu fördern. In diesem Sinn hat die Schweiz beispielsweise an 
folgenden internationalen Aktionen teilgenommen: Gewährung allgemeiner 
Zollpräferenzen (siehe Kapitel Aussenwirtschaft); Beteiligung an internationalen 
Rohstoffabkommen (siehe Kapitel UNCTAD); Produkten aus Entwicklungs-
ländern soll der Zugang zum Schweizer Markt erleichtert werden, weshalb der 
Bund die Schweizerische Zentrale für Handelsförderung subventioniert. 
Allerdings ist die Bilanz all dieser Anstrengungen bescheiden. Der Anteil der 
Entwicklungsländer am Welthandel ist nur in den siebziger Jahren gestiegen 
und übersteigt gegenwärtig kaum den Stand der sechziger Jahre, wie im Jah-
resbericht von DEH und BAWI festgehalten wird. Die Wirtschaftsbeziehungen 
der Schweiz mit den Entwicklungsländern stagnieren global gesehen. Einen 
Aufschwung verzeichnen die schweizerischen Handelsbeziehungen mit den 
asiatischen Entwicklungsländern, namentlich auch mit China. 
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Die wirtschafts- und handelspolitischen Massnahmen sind in der Statistik bilate-
ral ausgewiesen, obwohl auch hier von der Schweiz unterstützte internationale 
Programme im Rohstoffbereich beispielsweise multilateral abgewickelt werden. 
1987 betrugen die Gesamtaufwendungen 67,8 Millionen Franken. Tabelle 14 
zeigt die Verteilung auf die unterschiedlichen Massnahmen: 
Tabelle Nr. 14 
Wirtschafts- und handelspolitische Massnahmen 
1987 











Total 67.8 100 
Quelle: Jahresbericht DEH/BAWI, 1987 
Mischkredite 
1987 wurden zwei neue Mischkreditabkommen abgeschlossen, sowie zwei be-
stehende aufgestockt. China wurde ein zweiter Mischkredit in der Höhe von 100 
Millionen Franken gewährt; der Bundesanteil beträgt 40 Millionen Franken. Pa-
kistan erhielt einen Mischkredit von 90 Millionen Franken; Bundesanteil: 31,5 
Millionen Franken. Sri Lanka: Aufstockung des Mischkredits (von 1979) um 1,4 
Millionen Franken; Thailand II: Aufstockung des Mischkredits (von 1985) um 
4,6 Millionen Franken, mit einem Bundesanteil von 1,54 Millionen Franken. 
Bis anhin wurde die Bundestranche des Mischkredites jeweils als langfristiges, 
zinsloses Darlehen gewährt. Die Schweiz ist nun dazu übergegangen, die Bun-
destranche als Geschenk zu vergeben und trägt so den neuen OECD-Bestim-
mungen über gebundene, weiche Kredite Rechnung. Laut einem Beschluss der 
OECD-Minister soll das minimale Geschenkelement von Mischkrediten von 25 
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auf 35 Prozent erhöht werden. Wie im DEH-Jahresbericht festgehalten wird, gibt 
die Umwandlung der Bundestranche in ein Geschenk der Schweiz die 
Möglichkeit, mit begrenzten Mitteln ein Maximum an Bankgeldern für Entwick-
lungsvorhaben zu mobilisieren. 
Zahlungsbilanzhilfe 
1987 wurden zwei Abkommen über Zahlungsbilanzhilfen abgeschlossen: mit 
Mosambik (10,1 Millionen Franken) und mit Tansania (10 Millionen Franken). 
Die Hilfe für Mosambik erfolgte in Form einer Kofinanzierung mit der Internatio-
nalen Entwicklungsorganisation (IDA) im Rahmen der achten Wiederauffüllung 
ihres Fonds; sie wird von BAWI und DEH gemeinsam betreut. Die Unterstüt-
zung Tansanias erfolgte bilateral; die Zahlungsbilanzhilfe soll die Finanzierung 
von Rohmaterial- und Ersatzteilimporten für prioritäre Wirtschaftszweige 
ermöglichen. 
Handelsförderung 
Auf dem Gebiet der Handelsförderung zugunsten der Entwicklungsländer wur-
den 1987 namentlich folgende Projekte unterstützt: 
— Schweizerische Zentrale für Handelsförderung zugunsten von Entwick-
lungsländern; 
— Exportförderungsprojekte in Costa Rica, Honduras und Ruanda; 
— Weiterführung von zwei Projekten in Ruanda und Burundi mit dem Ziel einer 
effizienteren Gestaltung der Einfuhrpraxis und der Lagerhaltung; 
— Durchführung eines regionalen Seminars über Zollpräferenzen zugunsten 
der ASEAN-Staaten und von nationalen Kursen in China; 
— Finanzierung eines Absatzförderungsprogramms für Baumwolle des Inter-
nationalen Baumwollinstituts in Brüssel. 
Rohstoffe 
Die Massnahmen im Rohstoffbereich beinhalten verschiedene Aktionen mit dem 
Ziel, die Entwicklungsländer beim Vermarkten ihrer Rohstoffe zu unterstützen. 
1987 wurden beispielsweise zwei Projekte der Internationalen Juteorganisation 
unterstützt. Neu wurden im Rahmen einer Kofinanzierung verschiedene Pro-
jekte der Internationalen Tropenholzorganisation für eine rationellere und um-
weltgerechtere Bewirtschaftung von Tropenholz unterstützt. Die Schweiz betei-
ligte sich weiter an der Finanzierung von Fortbildungsprogrammen des Interna-
tionalen Handelszentrums (ITC) für die Verbesserung der Vermarktung von Kaf-
fee, Kakao und Baumwolle. 
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Auffallend bei den Massnahmen im Rohstoffbereich ist der niedrige Stand der 
getätigten Ausgaben der letzten zwei Jahre: 0,6 Millionen Franken 1986 und 1,7 
Millionen 1987 bei einem Budgetrahmen von 40 Millionen Franken für diesen 
Zeitraum. Es werden zur Zeit Kriterien für diese Art der Hilfe ausgearbeitet; na-
mentlich wird versucht, die durch den Fall der Rohstoffpreise eingetretenen Ver-
luste für bestimmte Entwicklungsländer in ihren Wirtschaftsbeziehungen mit der 
Schweiz zu beziffern und dementsprechend Hilfe in Form bilateraler Abkommen 
zu gewähren. 
Förderung privater Mittel 
Die Förderung des Einsatzes privatwirtschaftlicher Mittel für die Industrialisie-
rung besteht beispielsweise in der Unterstützung des UNIDO-Büros in Zürich 
oder in einem Beitrag an eine neugegründete Gesellschaft der Weltbank für in-
dustrielle Beratungsdienste in Afrika. 
5. Humanitäre Hilfe 
1987 betrugen die Aufwendungen für humanitäre Hilfe inklusive Nahrungsmittel-
hilfe 150,1 Millionen Franken (1986: 148,5). Diese Form der Hilfe umfasst ne-
ben der Nahrungsmittelhilfe (55,6 Millionen Franken) Beiträge an internationale 
Organisationen und schweizerische Hilfswerke (85,1 Millionen Franken) und die 
Aufwendungen des Katastrophenhilfekorps (SKH) (9,4 Millionen Franken). 
Rund zwanzig Prozent der humanitären Hilfe wurden multilateral verwendet, vor 
allem ein Grossteil der Nahrungsmittelhilfe. Schwerpunktregion der humanitären 
Hilfe ist Afrika, wo aufgrund der Flüchtlingsnot, wegen Überschwemmungen und 
Hungersnot am meisten Mittel aufgewendet und am meisten Einsätze des SKH 
durchgeführt wurden. 
Der für 1987 noch geltende Rahmenkredit von 440 Millionen Franken, der im 
Frühjahr 1989 aufgebraucht sein dürfte, wird von einem neuen Rahmenkredit in 
Höhe von 530 Millionen Franken abgelöst. Der Bundesrat beantragt in einer 
Botschaft ans Parlament somit eine Aufstockung der humanitären Hilfe von rund 
zwanzig Prozent für den Zeitraum vom 1. März 1989 bis mindestens Ende Fe-
bruar 1992. Diese Erhöhung widerspiegelt den Willen des Bundesrates, die 
schweizerische öffentliche Hilfe dem Durchschnitt der OECD-Länder an-
zunähern, wie dies auch in der Finanzplanung für die Jahre 1989 bis 1991 fest-
gehalten ist. 
Die Erkenntnis, dass sich die humanitäre Hilfe in einem zunehmend komplexen 
Zusammenhang orientiert und auf die übrigen Instrumente der öffentlichen Hilfe 
abgestimmt werden muss, hat den Bundesrat dazu geführt, in der Botschaft 
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grundsätzliche Fragen der humanitären Hilfe zu behandeln, insbesondere den 
Zusammenhang zwischen humanitärer Hilfe und Entwicklungszusammenarbeit 
sowie den Problemkreis der Nahrungsmittelhilfe. 
Humanitäre Hilfe und Entwicklungszusammenarbeit 
Die humanitäre Hilfe rückt sehr oft in die Nähe der Entwicklungszusammenar-
beit. Während die prioritäre Aufgabe der humanitären Hilfe die Linderung und 
Hilfe in Notsituationen ist, bekämpft die Entwicklungszusammenarbeit die Ursa-
chen der Not. Die auf unmittelbare Wirkung angelegte humanitäre Aktion und 
die auf langfristige Veränderung angelegte Entwicklungszusammenarbeit 
ergänzen sich in der Praxis. Humanitäre Hilfe ist die erste Antwort auf struktur-
bedingte Katastrophen und Krisen. Sie muss die strukturellen Gründe der Krise 
und deren langfristige Lösung berücksichtigen. Die afrikanische Hungerkrise 
habe — so schreibt der Bundesrat in seiner Botschaft — zu einer engeren Zu-
sammenarbeit zwischen humanitärer Hilfe und Entwicklungszusammenarbeit im 
Kampf gegen den Hunger geführt. Die humanitäre Hilfe müsse vermehrt ent-
wicklungsfördernd sein. Sie könne sich dabei die Kenntnisse der Entwicklungs-
zusammenarbeit zunutze machen und sich gegebenenfalls auf das logistische 
Netz der Entwicklungszusammenarbeit stützen. 
Nahrungsmittelhilfe 
Der grösste Teil der Nahrungsmittelhilfe besteht aus Getreide, vor allem Wei-
zen, Reis und Mais. Rund sechs Prozent des globalen Getreidehandels fliesst in 
die Nahrungsmittelhilfe. Diese Form der Hilfe umfasst häufig Produkte aus der 
Überproduktion der Geberländer. Der Bundesrat äussert sich kritisch zu diesem 
Problem, indem er schreibt: «Nahrungsmitteihilfe darf nicht einfach eingesetzt 
werden, weil die Überschüsse vorhanden sind und im Interesse der Indu-
strieländer verwertet werden müssen. Sie muss sich nach den Bedürfnissen der 
betroffenen Bevölkerung richten und darf nur dann zum Zuge kommen, wenn 
sie die geeignetste Form der Hilfe ist» (Botschaft S. 24). Hier ist ein Umdenken 
s p ü r b a n d notwendig, denn 259 Millionen Franken aus dem gesamten Rah-
menkredit von 530 Millionen Franken sind für Nahrungsmittelhilfe vorgesehen. 
Beispiel Milchpulver 
Der Einsatz von Milchpulver beispielsweise ist oft problematisch und wird seit 
einiger Zeit kritisiert. Bei Gebrauch von verschmutztem Wasser wird Milchpulver 
zum Krankheitsträger. Milchpulver kann zu einer Verschlechterung der Ernäh-
rungslage führen, wenn es das Stillen verdrängt. Milch ist bei schlechtem Ge-
sundheitszustand oft unverträglich und kann bei falscher Anwendung zu Durch-
fall und Darmkoliken führen. 
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120 Millionen Franken des Rahmenkredits dienen der Finanzierung von Milch-
pulverhilfe. Wie Richard Gerster, der Koordinator der Arbeitsgemeinschaft vier 
privater Hilfswerke, in seinem Kommentar zur Botschaft ausführt, liegt der Welt-
marktpreis des Milchpulvers wesentlich unter den schweizerischen Produktions-
kosten, zu denen die Lieferungen der humanitären Hilfe verrechnet werden. So 
dürfe man schätzen, dass etwa die Hälfte der Kosten für die Milchprodukte-
lieferungen letztlich nur die Milchrechnung des Bundes entlastet und in diesem 
Sinne wohl eine Hilfe für die schweizerische Landwirtschaft sei, nicht aber für 
die Dritte Welt. Der Bundesrat erkennt dieses Problem ebenfalls und führt in der 
Botschaft an, dass der Einsatz von Milchpulver und dessen sinnvolle Verwen-
dung in Zukunft klaren Kriterien folgen muss. Die bestehenden Richtlinien sollen 
überarbeitet und vereinfacht werden. 
Getreide 
Ein grosser Teil der schweizerischen Nahrungsmittelhilfe erfolgt in Form von 
Getreide. Dabei gilt das Prinzip, dass Getreide auf den lokalen oder regionalen 
Märkten mit Überschüssen in den Entwicklungsländern gekauft wird, um so die 
Produktion in diesen Ländern zu stützen. Von 1984 bis 1987 kaufte die Schweiz 
jeweils zwischen 66 und 92 Prozent des gelieferten Getreides in Entwick-
lungsländern ein. Dem Kauf in der Dritten Welt soll auch in Zukunft Priorität ein-
geräumt werden. Einzig das Backmehl stammt aus der Schweiz. 
Weitere Produkte der schweizerischen Nahrungsmittelhilfe sind Weissfischkon-
serven, Dör rb i rnen u n d e ine fer t ige Mischnahrung aus Weizen/Soja/Milch. Ge-
genwärtig steht auch der Einsatz von Überlebensnahrung des schweizerischen 
Zivilschutzes, deren Datum abläuft, zur Diskussion. Der Bundesrat schreibt 
selbst, dass diese nur sehr beschränkt und nur dort, wo eine strenge Kontrolle 
möglich ist, zum Einsatz kommen soll. 
In der Nahrungsmittelhilfe ist deutlich eine Neuorientierung spürbar, die sich in 
der Botschaft folgendermassen ausdrückt: «Ziel dieser Neuorientierung ist, die 
Nahrungsmittelhilfe besser auf die Bedürfnisse der betroffenen Bevölkerung 
auszurichten, jegliche negative Auswirkungen auf die Empfänger zu verhindern, 
die Lieferungen von Nahrungsmittelhilfe in den umfassenderen Rahmen der 
Entwicklungsanstrengungen des betreffenden Landes zu stellen und dabei ko-
stengünstige und praktische Lösungen anzubieten» (Botschaft S.76). 
Um die Qualität der humanitären Hilfe weiter verbessern zu können, fordert die 
betroffene Sektion eine Aufstockung des Personals. 
Die Aufteilung der Mittel des laufenden und des neuen Rahmenkredits zeigt 
Tabelle 15. 
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Tabelle Nr. 15 
H u m a n i t ä r e Hi l fe 
Hilfsformen Neuer Rahmenkredit 
Rahmenkredit von 440 Mio Fr. 
(in Mio Fr.) (in Mio Fr.) 
a. Schweizerisches Katastrophen-
hilfekorps 45 37 
b. Beiträge an internationale 
Organisationen und Hilfswerke 169 118 
c. Nahrungsmittelhilfe mit 
schweizerischen Milchprodukten 120 120 






e. Andere Nahrungsmittelhilfe 51 23 
f. Betrag zugunsten von Opfern ausser-
gewöhnlicher Katastrophen 57 57 
Total 530 440 
Quelle: Botschaft über die Weiterführung der internationalen humanitären Hilfe, 25. Mai 1988 
6. Multilaterale Hilfe 
Die multilaterale Hilfe umfasst die Beiträge an internationale Organisationen, 
welche sich mit Entwicklung befassen. 1987 betrugen die Aufwendungen für 
diese Art der Hilfe 148,3 Millionen Franken, gegenüber 106,6 Millionen Franken 
im Jahre 1986. Die multilaterale Hilfe machte laut Statistik des Bundes 1987 
24,5 Prozent der gesamten öffentlichen Entwicklungshilfe aus und entspricht 
dem Anteil der letzten Jahre. Wie bereits weiter oben erwähnt, ist die ausgewie-
sene statistische Erfassung der verschiedenen Arten der Hilfe umstritten, weil 
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gewisse multilaterale Beiträge wie etwa die Kofinanzierungen mit der Weltbank-
tochter IDA, welche bilaterale und multilaterale Elemente enthalten, bilateral 
ausgewiesen werden. Nach der Art ihrer Durchführung müsste ein Teil der bila-
teral erfassten Hilfe multilateral ausgewiesen werden, womit der Anteil der multi-
lateralen Hilfe höher ausfallen würde. 
Hauptpartner-Organisation der schweizerischen multilateralen technischen Zu-
sammenarbeit ist das Entwicklungsprogramm der UNO (UNDP), welches 
48,5 Millionen Franken erhält. Mit diesem Beitrag deckt die Schweiz 3,7 Prozent 
des Hauptfonds dieses Programms. Die Zielsetzungen des UNDP stimmen 
weitgehend mit den schweizerischen entwicklungspolitischen Zielen überein, 
vor allem in Bezug auf die immer stärkere Konzentration der Hilfe auf die 
ärmeren Länder und die Förderung der Eigenständigkeit der Empfängerländer. 
Der universelle und multisektorielle Charakter des UNDP ergänze die schweize-
rische bilaterale Hilfe, die sich schwerpunktmässig auf eine beschränkte Anzahl 
Länder konzentriere, schreibt das EDA im Zusammenhang mit der Auszahlung 
der Beiträge an die multilateralen Entwicklungsprogramme der UNO (Pressemit-
teilung vom 30. März 1988). Zusätzlich leistet die Schweiz auch regelmässig 
Beiträge an den UNDP-Spezialfonds für die am wenigsten entwickelten Länder 
(LLDC). Dieser Fonds wurde 1987 geschaffen, um es dem UNDP zu ermögli-
chen, zusätzliche Ressourcen für die ärmsten Länder zu mobilisieren. 1987 be-
trug der schweizerische Beitrag 7 Millionen Franken. 
Der Kinderhilfsfonds der UNO (UNICEF) erhielt 14 Millionen Franken; die 
Spezialprogramme der Weltgesundheitsorganisation (WHO) wurden mit 8,6 
Millionen Franken mitfinanziert. Der DEH-Jahresbericht erwähnt speziell den 
1987 erstmals ausbezahlten jährlichen Beitrag der Schweiz an das von der 
WHO durchgeführte Programm zum Kampf gegen Aids in der Höhe von 2,5 Mil-
lionen Franken. 
Andere multilaterale Institutionen wie der Internationale Fonds für land-
wirtschaftliche Entwicklung (IFAD) oder das Afrika-Programm des IFAD usw. er-
hielten Beiträge von insgesamt 29,7 Millionen Franken. 
Nebst der Unterstützung von weiteren UN-Organisationen (die Liste findet sich 
im statistischen Teil dieses Jahrbuches) sind die regionalen Entwicklungsban-
ken und ihre Spezialfonds wichtige Partner der schweizerischen multilateralen 
Entwicklungshilfe. Die Beiträge an diese Institutionen betrugen 1987 27,6 Millio-
nen Franken (1986:17,2 Millionen Franken). 
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6 . 1 . Regionale Entwicklungsbanken 
Die regionalen Entwicklungsbanken sind wichtige Instrumente der multilateralen 
Entwicklungszusammenarbeit. Sie stellen für die ärmeren Entwicklungsländer 
bedeutende Finanzierungsquellen dar. Ihre Rolle verstärkte sich in den letzten 
Tabelle Nr. 16 
Nettokapitalflüsse aus der Schweiz in Entwicklungsländer 
1984 1985 1986 
in Millionen Franken 
Öffentliche Entwicklungshilfe (APD) 616.8 681.2 718.3 
Geschenke von privaten Hilfswerken 117.2 132.5 119.4 
Andere Beiträge des öffentlichen Sektors -10 .8 -12 .5 -12 .6 
Privatkapitalflüsse 7138.8 5290.9 1249.9 
davon: Direktinvestitionen 251.2 1200.6 475.1 
Exportkredite -234.2 -340.8 -597.2 
Anleihen auf dem schweizerischen 
Kapitalmarkt 3165.4 4128.2 917.6 
Bankgelder 3956.4 302.9 454.4 
Total der öffentlichen und privaten 
Netto-Kapitalströme 7862.0 6092.1 2075.0 
"Öffentliche Entwicklungshilfe": Man versteht darunter finanzielle Zuwendungen aus öffent-
lichen Mitteln an Entwicklungsländer und an multilaterale Institutionen für Entwicklungsfinan-
zierung, die mit dem Ziel der wirtschaftlichen Entwicklung dieser Länder zu Vorzugsbedin-
gungen gewährt werden. 
"Geschenke von privaten Hilfswerken": Es handelt sich um Ausgaben für Entwick-
lungszusammenarbeit und Nothilfeaktionen privater Organisationen ohne Gewinnstreben. 
"Andere Beiträge des öffentlichen Sektors": Sie umfassen alle übrigen, von öffentlichen 
Körperschaften stammenden Mittel, die nicht zu Vorzugsbedingungen gewährt werden. 
"Privatkapitalflüsse": Dies sind alle durch die Privatwirtschaft zu Marktbedingungen in die 
Entwicklungsländer geleiteten Mittel, Direktinvestitionen, Exportkredite, Anleihenszeichnungen 
und Darlehen, die von in der Schweiz niedergelassenen Banken an Entwicklungsländer 
gewährt werden (langfristige Guthaben). Wenn sie nicht Rückzahlungen darstellen, werden 
dagegen die "Gegenströme", die aus Operationen resultieren, welche von in Entwick-
lungsländern wohnhaften Personen getätigt werden, nicht berücksichtigt. 
BSP 1984: 225 690 Mio Fr. 
BSP 1985: 241 355 Mio Fr. 
BSP 1968: 254 510 Mio Fr. 
Quelle: Jahresbericht DEH/BAWI, 1987 
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Jahren, als die privaten Kapitalflüsse in die Entwicklungsländer zurückgingen. 
Der DEH-Jahresbericht 1987 weist beispielsweise für 1984 Privatkapitalströme 
aus der Schweiz in Entwicklungsländer von insgesamt 7138,8 Millionen Franken 
aus; 1986 waren es nur noch 1249,9 Millionen Franken. Die Angaben dazu fin-
den sich in Tabelle 16. 
Die Schweiz ist Mitglied aller drei regionalen Entwicklungsbanken und beteiligt 
sich jeweils an deren Kapitalaufstockung; sie speist regelmässig auch deren 
Spezialfonds. 
Die Verhandlungen über die siebente Kapitalerhöhung der Interamerikani-
schen Entwicklungsbank (IDB) und über die Wiederauffüllung ihres Fonds für 
SpezialOperationen konnte 1987 wegen unterschiedlicher Auffassungen über 
die Einführung eines neuen Entscheidungsmechanismus nicht wie geplant ab-
geschlossen und die Mittelaufstockung nicht durchgeführt werden. Die Schweiz 
speist regelmässig einen 1980 geschaffenen IDB-Spezialfonds für Kleinpro-
jekte, 1987 mit 2,3 Millionen Franken; der Beitrag an die Bank betrug 1987 0,4 
Millionen Franken. 
Der neue IDB-Präsident Enrique Iglesias besuchte im Juli 1988 die Schweiz; es 
wurden Fragen der hängigen Kapitalaufstockung und Erfahrungen mit dem von 
der Schweiz mitfinanzierten Spezialfonds besprochen. Die Schweiz setzt sich 
dafür ein, dass weiterhin 50 Prozent der Projektdarlehen der IDB für die unteren 
Einkommensschichten in Lateinamerika bestimmt sind. Die Projektpolitik der 
IDB ist im Zusammenhang mit ihrer Mitfinanzierung des Wasserkraftwerks El 
Cajón in Honduras kritisiert worden. Künftig will die IDB mehr das Kleingewerbe 
unterstützen. In den letzten zehn Jahren hat die IDB lediglich 75 Millionen Dollar 
in diesen Sektor investiert, davon stammten 35 Millionen Franken von der 
Schweiz. 
Die Asiatische Entwicklungsbank (ADB) erhielt 1987 einen Beitrag von 1 Mil-
lion Franken; ihr Entwicklungsfonds wurde mit 0,4 Millionen Franken finanziert. 
Die Rolle der ADB soll überdacht, und für die neunziger Jahre sollen neue ope-
rationeile Richtlinien ausgearbeitet werden. 1987 erreichte die Kreditvergabe 
der ADB ein Rekordniveau von 2,44 Milliarden Dollar. Vor allem China und In-
dien wurden zu grösseren Geldnehmern. China ist der ADB erst 1986 beigetre-
ten und nahm 1987 erstmals einen Kredit auf. Indien nahm bis 1986 
ausschliesslich bei der Weltbank Kredite auf und gelangte 1987 erstmals an die 
ADB. 
Die vierte Kapitalerhöhung der Afrikanischen Entwicklungsbank (BAD) trat 
im Juni 1987 in Kraft. Der einzuzahlende Beitrag der Schweiz beläuft sich auf 
rund 15 Millionen Franken; rund 250 Millionen Franken werden als Garantieka-
pital bereitgestellt. Der Beitrag geht zu Lasten des neuen Rahmenkredits für die 
Beteiligung der Schweiz am Kapital der regionalen Entwicklungsbanken. 
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Der Entwicklungsfonds wurde 1987 mit 23,5 Millionen Franken gespeist. Die 
Schweiz beteiligt sich auch an der fünften Wiederauffüllung der Mittel des Fonds 
(FAD). Den hohen Bedürfnissen der Länder Afrikas nach Kapital wurde Rech-
nung getragen, indem die fünfte Aufstockung des Fonds gegenüber der vierten 
um fünfzig Prozent erhöht wurde. Die Schweiz trägt 4 Prozent der Gesamt-
summe, was insgesamt rund 161 Millionen Franken ausmacht. Dieser Betrag 
wurde dem Rahmenkredit von 2100 Millionen Franken für die Weiterführung der 
technischen Zusammenarbeit und der Finanzhilfe zugunsten der Entwick-
lungsländer angerechnet. 
Der Koordinator der Arbeitsgemeinschaft vier privater Hilfswerke, Richard Ger-
ster, erkennt in der schweizerischen Entwicklungszusammenarbeit einen Trend 
zu einer zunehmenden Verlagerung der direkten bilateralen Hilfe in Richtung 
auf die multilaterale Entwicklungszusammenarbeit. Diese sei in gewissen Berei-
chen sinnvoll, doch hätten sich in der Vergangenheit immer wieder die Grenzen 
solcher Hilfe gezeigt. Internationale Finanzierungsinstitutionen, zu denen auch 
die regionalen Entwicklungsbanken gehören, neigen nach Gerster dazu, grosse 
und überrissene Projekte wie beispielsweise das Wasserkraftwerk El Cajón in 
Honduras zu finanzieren. 
(Die Botschaft des Bundesrates über die Beteiligung der Schweiz an der Kapi-
talerhöhung der regionalen Entwicklungsbanken wurde im Jahrbuch 1987/88 
ausführlich besprochen.) 
7. Parlamentsdebatten 
In der Septembersession 1987 behandelte der Ständerat, zusammen mit dem 
Bericht des Bundesrates über zehn Jahre Entwicklungszusammenarbeit, auch 
die Vorlage über den Rahmenkredit der technischen Zusammenarbeit und 
Finanzhilfe für die nächsten drei Jahre in Höhe von 2,1 Milliarden Franken. 
Ähnlich wie bei der Behandlung im Nationalrat, welcher die Vorlage in der Juni-
session 1987 besprochen hatte, fand keine grundsätzliche Debatte über die 
Entwicklungszusammenarbeit statt. 
In der Septembersession 1987 stimmten National- und Ständerat dem Beitritt 
der Schweiz zur MIGA bei und genehmigten den Rahmenkredit von 650 Millio-
nen Franken für die Kapitalaufstockung der regionalen Entwicklungsbanken. 
Votanten aus der SP und aus der POCH/PdA/PSA-Fraktion brachten dabei die 
seit einiger Zeit von Entwicklungshilfeorganisationen angebrachte Kritik zur 
Sprache, wonach für diese Art der multilateralen Hilfe kein umfassendes Kon-
zept vorliege. (Die beiden Botschaften wurden im Jahrbuch 1987/88 ausführlich 
behandelt.) 
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In der Märzsession 1988 gab Bundesrat René Felber eine Erklärung zur Politik 
der Schweiz gegenüber Südafrika ab und bezog sich dabei auch auf die Inter-
pellation von Nationalrat Paul Rechsteiner (SP/SG) über afrikanische Umge-
hungsgeschäfte über die Schweiz. Der Bundesrat hatte im Dezember 1987 
schriftlich auf die Interpellation geantwortet. Seiner Meinung nach gebe es nach 
wie vor keine Anzeichen, dass die von einzelnen Staaten gegen Südafrika 
verhängten Sanktionen über die Schweiz umgangen werden. Es fehlten weiter 
die gesetzlichen Grundlagen, um die Mitwirkung an Umgehungsgeschäften zu 
verbieten, die sich ausserhalb der Schweiz abwickelten, aber von Schweizer 
Firmen oder Personen mit Wohnsitz in der Schweiz getätigt würden (es betrifft 
dies beispielsweise angebliche Umgehungen des Erdölembargos durch den in 
Zug domizilierten Marc Rich). Keine konkreten Angaben kann der Bundesrat 
ferner zum Goldhandel mit Südafrika machen. Rechsteiner verwies in seiner In-
terpellation auf Meldungen der internationalen Presse, wonach über 60 Prozent 
des südafrikanischen Goldes über die Schweiz vermarktet würden. Die Statistik 
über den Goldhandel werde vertraulich geführt und erlaube somit keine Aussa-
gen zu diesem Thema, lautet die Antwort des Bundesrates. Die Interpellation 
hatte das Einfrieren sämtlicher Kapitalexporte sowie des Goldhandels mit Süd-
afrika gefordert. 
Die Kommission für auswärtige Angelegenheiten des Nationalrates diskutierte 
an einer Sitzung im September 1988 ebenfalls über Südafrika und teilte mit, sie 
empfinde es als «peinlich», dass die Einfuhren südafrikanischer Rohdiamanten 
in letzter Zeit massiv zugenommen haben. Der Rohdiamantenhandel fällt nicht 
unter die Sanktionen, die von wichtigen Wirtschaftspartnern der Schweiz gegen-
über Südafrika ergriffen worden sind. (1987 wurde eine interdepartementale 
Arbeitsgruppe eingesetzt, um den gesamten Wirtschaftsverkehr der Schweiz mit 
Südafrika systematisch zu erfassen.) 
Der Bundesrat legte 1988 einen Bericht über die Friedens- und Sicherheits-
politik der Schweiz vor als Antwort auf die Postulate Muheim 1984 und Pini 
1988, welche eine Erklärung zur schweizerischen Friedens- und Sicherheitspoli-
tik sowie über den schweizerischen Beitrag zur internationalen Friedenssiche-
rung verlangten. Darin befasst er sich auch mit Fragen der Entwicklungszusam-
menarbeit. Das Bundesgesetz über die internationale Entwicklungszusammen-
arbeit und humanitäre Hilfe bringe die sicherheitspolitische Relevanz der öffent-
lichen Hilfe klar zum Ausdruck. Der Bericht zitiert aus der Botschaft zum er-
wähnten Gesetz: «Die Politik der internationalen Solidarität ist naturgemäss 
auch eine Politik des Friedens... Die internationale Entwicklungszusammen-
arbeit ordnet sich dieser Zielsetzung ein. Sie soll zur Überwindung gewisser fun-
damentaler Ungleichheiten innerhalb der Völkergemeinschaft und der sich 
daraus ergebenden Spannungen und Konfliktgefahren beitragen...» (Bericht 
S. 10). 
Die Entwicklungszusammenarbeit und die humanitäre Hilfe stellen, so der Be-
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richt weiter, ein friedens- und sicherheitspolitisches Instrument des Bundes dar, 
ebenso wie sie ein Teil der schweizerischen Menschenrechtspolitik darstelle. Im 
Interesse des Friedens werde bei schweren Verletzungen des Völkerrechts die 
Entwicklungszusammenarbeit mit einem Partnerland eingestellt, wie dies bei-
spielsweise gegenüber Vietnam nach der Invasion in Kambodscha der Fall war. 
Neben dem Abbau von Spannungen in Konfliktgebieten gehört auch die Wie-
derherstellung und Erhaltung des demographischen und ökologischen Gleich-
gewichts zu den Zielen der Entwicklungszusammenarbeit des Bundes. Ange-
sichts des Konfliktpotentials, das im anhaltenden Bevölkerungswachstum und 
im fortschreitenden Raubbau an den natürlichen Lebensgrundlagen liegt, werde 
deutlich, wie wichtig die öffentliche Hilfe für die Stabilität im Zusammenleben der 
Völker sei, hält der Bericht fest. 
Die «Asylkoordination Schweiz» reichte am 15. Dezember 1987 die «Petition 
zur Wahrung der Menschenrechte» ein. Die unterzeichnenden Personen ver-
langen die Garantie für eine rechtsstaatlich korrekte und menschen-
rechtskonforme Flüchtlingspolitik und -praxis. Darunter wird im speziellen das 
Recht auf Asyleingabe, der Rechtsbeistand an Grenztoren und Empfangs-
stellen, das Recht auf ein unabhängiges Beschwerdeverfahren sowie der Ver-
zicht auf die RückSchiebung bedrohter Personen verstanden. 
In der Junisession 1988 fand im Rahmen der Europaratskampagne eine ausgie-
bige Debatte zum Nord/Süd-Problem statt, welche wir im Kapitel Innen-/Aussen-
politik behandeln. 
Die Beratende Kommission für internationale Entwicklungszusammenar-
beit hielt in der Berichtsperiode (Juli 1987 bis Juli 1988) vier Sitzungen ab. Sie 
behandelte im August 1987 die Themenbereiche Umwelt und Entwicklungs-
zusammenarbeit, sowie die Flüchtlingspolitik. 
Bei der Beratung des Umweltthemas stützte sich die Kommission u.a. auf die 
Berichte der Kommission Brundtland und von Professor Messerli. Die weltweit 
vorhandenen Umweltprobleme verlangen eine systematische Behandlung, und 
die Kommission war sich einig, dass Aktionen des Umweltschutzes in die inter-
nationale Entwicklungszusammenarbeit zu integrieren seien. Im Rahmen von 
Sparbemühungen unter Strukturanpassungsprogrammen dürfe der Umwelt-
bereich nicht vergessen werden. Die DEH beabsichtigt die Schaffung einer hal-
ben Stelle für den Umweltbereich als Koordinations- und Animationsstelle, die 
beispielsweise die von der DEH erworbenen Kenntnisse im Umweltbereich in 
die Programme der Weltbank einfliessen lassen kann, welche die Schweiz kofi-
nanziert. Einzelne Kommissionsmitglieder forderten Umweltverträglichkeitsprü-
fungen bei Grossprojekten. In diesem Zusammenhang schien die Schaffung 
einer halben Stelle eher bescheiden. 
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Bei der Beratung der Flüchtlingspolitik stand die entwicklungspolitische Hilfe zur 
Lösung des Migrationsproblems, insbesondere auch die Problematik um die 
Rückschaffung der abgewiesenen Asylbewerber aus Entwicklungsländern im 
Zentrum. 
Thema der Sitzung im November war das Länderprogramm der DEH in Indien. 
Die DEH hat die Zusammenarbeit mit Indien 1961 aufgenommen und 1968 ein 
Koordinationsbüro eröffnet. Die durchschnittlichen Aufwendungen der letzten 
fünf Jahre waren 35 Millionen Franken pro Jahr, was Indien — absolut gesehen 
— zum ersten Schwerpunktland der schweizerischen Entwicklungshilfe macht 
(technische Zusammenarbeit und Finanzhilfe); pro Kopf der Bevölkerung liegt 
Indien jedoch deutlich hinter den anderen Schwerpunktländern zurück. Die Zu-
sammenarbeit mit den indischen Regierungsstellen wird als gut eingestuft, ins-
besondere bei den Programmen zur Armutsbekämpfung. Die DEH will in Zu-
kunft aber auch die Arbeit mit privaten indischen Organisationen ausbauen. Die 
wirtschaftliche Struktur Indiens ist durch einen Dualismus geprägt. Einzelne 
Wirtschaftsbereiche sind sehr weit fortgeschritten, und gleichzeitig leben weite 
Teile der Bevölkerung am Rande oder unter dem Existenzminimum. Nebst den 
traditionellen Projekten zur Bekämpfung der Armut wünscht Indien vermehrt Un-
terstützung im Hochtechnologiebereich. (Vergleiche auch den Beitrag der Auto-
ren Chappatte und Vögele über die Entwicklungszusammenarbeit mit Indien im 
zweiten Teil dieses Jahrbuches.) 
Entwicklungszusammenarbeit im südlichen Afrika, unter spezieller Berück-
sichtigung der Lage in Südafrika, war das Thema der Sitzung im Februar 1988. 
Dabei wurde die Frage aufgeworfen, ob die Republik Südafrika als ein Entwick-
lungsland anzusehen sei. Offiziell ist sie kein Entwicklungsland, aber weite Teile 
der Bevölkerung leben in Armut und ganze Regionen sind unterentwickelt. Das 
Entwicklungshilfegesetz erlaubt die Hilfe auch für Bevölkerungsgruppen und 
Regionen. In Südafrika arbeitet die DEH nicht mit Regierungsstellen sondern 
mit privaten Organisationen zusammen, allerdings dürfen diese nicht von der 
Regierung verboten sein. Die Kommission ist mehrheitlich der Auffassung, dass 
die schweizerische Entwicklungshilfe mit den Frontline-Staaten, welche mit 
grossen Flüchtlingsströmen konfrontiert sind, sehr sinnvoll ist und einen 
Schwerpunkt der Massnahmen im südlichen Afrika bilden sollen. 
Die Informationspolitik des Bundes im Bereich der Entwicklungszusammen-
arbeit und die Nord/Süd-Kampagne des Europarates waren weitere Themen. 
Gabrielle Nanchen, Präsidentin der nationalen Kommission für die Nord/Süd-
Kampagne, informierte über die Aktionen in der Schweiz. Die Informationspolitik 
des Bundes konnte nicht abschliessend diskutiert werden. 
Die Überprüfung der schweizerischen Entwicklungszusammenarbeit durch den 
Entwicklungshilfeausschuss der OECD (DAC) und die Besprechnung der Bot-
schaft über die Weiterführung der humanitären Hilfe waren die Themen der Mai-
tagung. (Beides wurde weiter oben behandelt.) 
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8. Private Entwicklungszusammenarbeit 
Das Schwergewicht der privaten schweizerischen Entwicklungszusammenar-
beit liegt bei der bilateralen Hilfe. Die Aufwendungen der privaten Hilfswerke, 
Missionswerke und anderer Privatorganisationen werden einerseits durch Spen-
den finanziert, anderseits unterstützt der Bund die Hilfswerke. 1987 betrug das 
Total der Beiträge des Bundes an die privaten Hilfswerke 121,8 Millionen Fran-
ken (1986: 126 Millionen Franken). Davon waren — wie in den vergangenen 
Jahren — der Grossteil Finanzierungen von Projekten technischer Zusammen-
arbeit, nämlich 94,8 Millionen Franken (1986: 96,7 Millionen Franken). Diese 
umfassen eigene Aktionen der Hilfswerke (37,2 Millionen Franken) und Re-
gieaufträge (57,6 Millionen Franken). Die grösste Unterstützung erhielten Inter-
cooperation (32,2 Millionen Franken) und Helvetas (21,5 Millionen Franken). 
Aus Spendengeldern und weiteren privaten Finanzierungen gaben die schwei-
zerischen Hilfswerke 1987 153 Millionen Franken für Entwicklungshilfe aus. (Die 
detaillierten Angaben über die private Entwicklungszusammenarbeit und die 
Bundesbeiträge finden sich im statistischen Teil dieses Jahrbuches). 
Neben der Projekttätigkeit verstehen die privaten Entwicklungsorganisationen 
die Öffentlichkeitsarbeit als ein wichtiges Anliegen. Die «Erklärung von Bern»/ 
EvB sieht in der Information der Schweizer Bevölkerung über die Zusammen-
hänge Schweiz-Dritte Welt ihr Hauptanliegen. Sie feiert 1988 ihr zwanzigjäh-
riges Bestehen. Aus der EvB ist die «Aktion Finanzplatz Schweiz-Dritte Welt» 
hervorgegangen, welche den Finanzplatz Schweiz und seine Bedeutung für die 
Entwicklungsländer zum Inhalt ihrer Arbeit hat. 1978 gegründet feiert sie 1988 
zehn Jahre Bestehen. 
Das medizinische Hilfswerk «Centrale Sanitaire Suisse» /CSS wurde 1987 
fünfzig Jahre alt. Die CSS ist keine neutrale Organisation, weil es keine Neutra-
lität zwischen Fortschritt und Rückschritt gebe. Humanität bedeute Sorge um 
das Wohlergehen aller Menschen. Die CSS unterstützt in erster Linie linke Be-
freiungsbewegungen in der Dritten Welt und arbeitet in sozialistischen Ent-
wicklungsländern. Sie ist eine Vereinigung von vorwiegend linken Ärztinnen und 
Ärzten und Pflegepersonal und arbeit im Gesundheitsbereich. 
Das Hilfswerk Swissaid Schweizerische Stiftung für Entwicklungszusammenar-
beit, wurde 1988 vierzig Jahre alt. 1948 als «Schweizer Europahilfe» gegründet, 
hat Swissaid ihr Aktionsgebiet Anfang der sechziger Jahre, mit der Unabhän-
gigkeit vieler Staaten in Afrika, Asien und Lateinamerika, in die Entwicklungslän-
der verlagert. Ziel ist die Unterstützung der Armen und Unterdrückten, die sich 
bemühen, selbst einen Weg aus Elend und Abhängigkeit zu finden. Swissaid — 
wie auch andere Hilfswerke — verzeichnete in den letzten Jahren einen leichten 
Spendenrückgang. Die Aktionen von Swissaid zum 40-Jahr-Jubiläum stehen 
unter dem Motto «Gib einen Tag». Einzelne, Gruppen und Firmen sollen 1988 
etwas Besonderes für die Benachteiligten in der Dritten Welt tun. Unter ande-
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rem hat Swissaid verschiedene Reiseveranstalter aufgefordert, einen bestimm-
ten Beitrag pro verkaufte Reise in ein Entwicklungsland an ein Swissaid-Projekt 
zu bezahlen. Schweizer Kinobesitzer wurden aufgerufen, während einem oder 
mehreren Tagen einen Film aus einem Entwicklungsland zu zeigen. 
Das Hilfswerk der Evangelischen Kirchen der Schweiz/HEKS hat unter dem 
Motto «30 Jahre Entwicklungszusammenarbeit des HEKS in Indien» den Wan-
del seiner Entwicklungshilfe dargestellt: Statt technischer Berufsbildung steht 
seit längerer Zeit die eigenständige ländlich-dörfliche Entwicklung im Vorder-
grund, wobei die Bewusstseinsbildung künftig mehr Raum einnehmen soll. 
Auch die grösste private Entwicklungsorganisation der Schweiz, die «Schweizer 
Gesellschaft für Entwicklung und Zusammenarbei»/HELVETAS vollzieht eine 
Verlagerung ihrer Tätigkeit von staatlichen Projekten zur Unterstützung von 
Selbsthilfeorganisationen. Allgemein soll der private Sektor in den Entwick-
lungsländern vermehrt gefördert werden. 
Anmerkungen 
1) Das DAC ist der Entwicklungshilfeausschuss folgender OECD-Mitgliedsländer: Aus-
tralien, Belgien, Bundesrepublik Deutschland, Dänemark, Finnland, Frankreich, 
Grossbritannien, Irland, Italien, Japan, Kanada, Neuseeland, Niederlande, Norwe-
gen, Österreich, Schweden, Schweiz, USA. 
2) Die am wenigsten entwickelten Länder (LLDC) sind gemäss der UNO folgende 41 
Entwicklungsländer: Äquatorial-Guinea, Äthiopien, Afghanistan, Bangladesh, Benin, 
Bhutan, Botswana, Burkina Faso, Burma, Burundi, Dschibuti, Gambia, Guinea, Gui-
nea-Bissau, Haiti, Jemen, Jemen (DR), Kap Verde, Kiribati, Komoren, Laos, Lesotho, 
Malawi, Malediven, Mali, Mauretanien, Nepal, Niger, Ruanda, Sao Tomé und Prin-
cipe, Sierra Leone, Somalia, Sudan, Tansania, Togo, Tschad, Tuvalu, Uganda, 
Vanuatu, West-Samoa, Zentralafrikanische Republik. 
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